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Das Finanzdezernat habe für das Jahr 2005
ursprünglich mit einem Kirchensteuerauf-
kommen von 487,8 Millionen Euro gerech-
net. Nach den neuesten Berechnungen wür-
den es aber voraussichtlich nur 448,6 Mil-
lionen sein. Außer im Jahr 2005 sei auch in
2006, 2007 und in den Folgejahren mit feh-
lenden Kirchensteuereinnahmen in Höhe
von voraussichtlich 40 Millionen Euro zu
rechnen, so die Prognose des Finanzdezer-
nenten. Aufgrund der negativen Entwick-
lung schon im zweiten Halbjahr 2004 sei
auch in diesem Jahr mit einem Minus von
zwölf Millionen gegenüber dem Nachtrags-
haushalt 2004 zu rechnen.
Die Gründe für diesen unvorhergesehenen
Rückgang sieht Kastrup in der schlechten
konjunkturellen Lage. Insbesondere der
Wegfall von Sonderzahlungen wie Weih-
nachts- und Urlaubsgeld sowie rückläufige
Beschäftigungszahlen hätten zum Einbruch
der von der Einkommenssteuer abhängigen
Kirchensteuer geführt.
Dennoch habe man sich entschieden, den
Haushalt 2005 „trotz dieser einschneiden-
den Entwicklung nicht noch mal grundsätz-
lich umzuwerfen“, sagte Kastrup. Die
Lücke der Haushalte 2004 und 2005 würde
aus den Rücklagen und durch „globale Min-
derausgaben“ aufgefüllt. Das Vermögen der
Landeskirche verringere sich dadurch „be-
trächtlich“. Betroffen seien die Ausgleichs-
rücklagen von Kirchengemeinden und
Landeskirche, die Rücklagen für den Kirch-
lichen Entwicklungsdienst und die Budget-
reserven der Dezernate des Oberkirchenrats.
Letztere sänken um 46 Prozent auf knapp

Kirchensteuereinnahmen brechen ein 
Landeskirche muss 40 Millionen Euro jährlich einsparen 

Für das kommende Jahr stehen der Landeskirche voraussichtlich 39,2 Millionen Euro
weniger Kirchensteuermittel zur Verfügung als ursprünglich erwartet. Seit Juli dieses
Jahres hätten sich die Steuereinnahmen „stärker rückläufig entwickelt, als in der bishe-
rigen Planung angenommen“, sagte der neue Finanzdezernent der Landeskirche, Martin
Kastrup, in seiner Haushaltsrede. Dabei handle es sich „nicht um einen punktuellen
Einbruch, sondern um einen langfristigen Trend“, dessen Ende nicht absehbar sei.

elf Millionen. Insgesamt verringerten sich
die genannten Rücklagen um 51,2 Millionen
Euro, das entspreche 15 Prozent.
Durch den Griff in die Rücklagen, so
Kastrup, gewinne die Landeskirche Zeit,
einen „tragfähigen Haushaltsplan 2006“ auf
den Weg zu bringen. 2005 müsse „das Jahr
der gemeinsamen Neuorientierung werden“.
Bestehende Puffer dürften nicht dauerhaft
abgeschmolzen werden. Ziel sei, die Rückla-
gen wieder aufzubauen. Für eine „nachhal-
tige Kirche“ müssten die laufenden Einnah-
men die Obergrenze für die Ausgaben sein.
Der Finanzdezernent forderte bereits 2006
„deutliche Schnitte“. Bei der Suche nach
Einsparmöglichkeiten dürfe es keine Tabu-
bereiche geben. Kastrup bat die Synode,
angesichts der veränderten Rahmenbedin-
gungen auch bereits getroffene Investitions-
entscheidungen noch einmal zu überdenken.

Aus dem Inhalt

Haushalt einstimmig verabschiedet
Gegenüber dem Haushaltsentwurf wurden
allerdings 35.000 Euro für das Jubiläum 
der Akademie Bad Boll gestrichen.
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Sozial verträglicher Stellenabbau 
braucht Zeit
Die Direktorin des Oberkirchenrats 
stellt den Stand der Umsetzung der 
neuen Bildungskonzeption vor.
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Visitation soll erneuert werden
Die Visitation soll zukunftsfähiger werden.
Im Gemeindeforum sollen sich alle
Bereiche des Gemeindelebens vorstellen
können.
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Abbau von 80 Pfarrstellen bis 2011 
wahrscheinlich
Ilse Junkermann stellt den PfarrPlan 2011
vor: „Im Pfarrdienst soll nur in dem Maße
abgebaut werden, wie die Zahl der Gemein-
deglieder abnimmt.“
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Der Jahresbericht und der Haushaltsplan 
der Landeskirche können bestellt werden 
bei:
Evangelisches Medienhaus GmbH
Augustenstraße 124
70197 Stuttgart
Fax 0711 22276-81
komm.emh@elk-wue.de

Im Internet finden Sie weitere Informa-
tionen zur Synodaltagung.

www.elk-wue.de

Martin Kastrup: „2005 muss das
Jahr der gemeinsamen Neuorien-
tierung werden.“
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Der Haushaltsplan 2005, so Bantleon, gehe
noch von ursprünglich erwarteten 487,75
Millionen Euro aus. Aber auch abgesehen
von den rund 40 Millionen, an Kirchensteu-
ern, auf die die Landeskirche im kommen-
den Jahr voraussichtlich verzichten muss,
schätzte Bantleon die Haushaltslage 2005
als „angespannt“ ein. In eine „finanzielle
Notlage“ wie 1995 gerate die Landeskirche
im kommenden Jahr wegen ausreichender
Rücklagen jedoch nicht, sagte der Interims-
finanzchef der letzten Monate. 
Positiv mache sich im Haushaltsplan 2005
bemerkbar, dass die strukturellen Kürzun-
gen im Rahmen der neuen Bildungskon-
zeption in Höhe von 8,88 Millionen Euro,
die die Landessynode im Sommer beschlos-
sen hatte, weitgehend berücksichtigt wur-
den, sagte Bantleon. Die noch nicht erfolg-
ten Strukturanpassungsmaßnahmen seien
mit rund 2,2 Millionen aus der Ausgleichs-
rücklage beglichen worden. Jenseits der
strukturellen Kürzungen sei es im Bereich
der landeskirchlichen Aufgaben gelungen,
die „Zielvorgabe eines weichen Nullwachs-
tums“ einzuhalten. 
Keine Einbußen bringe der Haushaltsplan
2005 für die Kirchengemeinden mit sich.

Ihnen stünde die gleiche Summe an
Kirchensteuermitteln zur Verfügung wie im
letzten Jahr. In den Ausgleichsstock für
bedürftige Gemeinden würden wie im
Vorjahr sechs Prozent des hälftigen Kir-
chensteuernettoaufkommens eingezahlt.
Die in der mittelfristigen Finanzplanung für
2006 vorgesehene einmalige Erhöhung der
Kirchensteuerzuweisungen für die Gemein-
den stellte Bantleon jedoch in Frage. 
Eine Reihe von Herausforderungen sei mit
dem Haushaltsplan 2005 zwar angegangen,
aber noch nicht bewältigt worden. Dazu
gehörten ein „akuter Investitionsstau“ beim
Unterhalt landeskirchlicher Gebäude. Zu-
dem müssten Rückstellungen für die
Zusatzversorgung von Angestellten und die
Altersversorgung von Kirchenbeamten
gebildet werden. Die Landeskirche müsse
sich „um konsequente und zügige Um-
setzung der Kürzungen im Rahmen der
Bildungskonzeption bemühen, äußerste
Ausgabendisziplin einhalten und unsere lau-
fenden Ausgaben weiter verringern“, so der
Kirchenoberverwaltungsdirektor.
Sollte die Kirchenlohnsteuer weiter einbre-
chen, müsse die Landeskirche erneut han-
deln, „um mittelfristig eine finanzielle Not-

lage zu vermeiden“, sagte Bantleon. Mit der
mittelfristigen Finanzplanung der Jahre
2005 bis 2009 wolle der Oberkirchenrat den
Handlungsbedarf in den nächsten Monaten
konkretisieren.

Zwischenschritt auf dem Weg zu mehr Nachhaltigkeit
Gebäudefinanzierung und Altersversorgung sind große Herausforderungen der nächsten Jahre

Der Haushaltsplan für das kommende Jahr sei „nur ein
Zwischenschritt“, sagte Kirchenoberverwaltungsdirektor Walter
Bantleon bei der Vorstellung des Planwerks. „Im Sinne einer nach-
haltigen Finanzpolitik“ habe die Landeskirche noch einen langen

Weg vor sich. Der Rückgang der Kirchensteuereinnahmen führe
dazu, „dass die Schere zwischen stagnierenden beziehungsweise
rückläufigen Einnahmen und kontinuierlich steigenden Ausgaben
früher als erwartet wieder aufgeht“.

Walter Bantleon:
Die Haushaltslage ist gespannt.
Aber die Landeskirche ist in kei-
ner finanziellen Notlage.

Ausgleichsstock
gut bestückt
Der Ausgleichsstock ist mit 30 Millionen
Euro um sieben Millionen höher gefüllt als
Ende 2003. Jährlich fließen sechs Prozent
des Kirchensteueranteils der Gemeinden in
diesen Topf, aus dem Kirchengemeinden bei
Bau- und Renovierungsprojekten unterstützt
werden. Martin Dolde, Vorsitzender des
Verteilerausschusses für den Ausgleichs-
stock, regte an, dem Ausgleichsstock in Zu-
kunft nur noch fünf Prozent der hälftigen
Kirchensteuereinnahmen zukommen zu las-
sen oder die Regelförderung von 30 auf 35
Prozent zu erhöhen. Im vergangenen Jahr
konnten rund 360 Projekte aus dem Aus-
gleichsstock bezuschusst werden. 

Der größte Korrekturbedarf entstehe durch
die positive Clearingabrechnung des Jahres
1999, erklärte Kirchenoberverwaltungs-
direktor Walter Bantleon. „Clearing“ heißt
die interne Abrechnung der Kirchensteuer-
einnahmen unter den Gliedkirchen der
EKD. Im Nachtragshaushalt wurden die
Einnahmen aus der Clearingabrechnung auf
rund 4,2 Millionen Euro veranschlagt.
Der Nachtrag berücksichtigt unter anderem
auch die Restrukturierung der diakonischen
Unternehmensgruppe „Dienste für Men-

schen“, die von der Landeskirche mit 4,5
Millionen Euro unterstützte wurde.  Auch
der Planansatz der Kirchensteuereinnahmen
wurde um 17 Millionen nach unten korri-
giert. Aufgrund der vorgezogenen dritten
Stufe der Steuerreform fließen 2004 statt
der ursprünglich erwarteten 513,8 Millionen
voraussichtlich nur 496,6 Millionen Euro in
die landeskirchlichen Kassen.
Der Einbruch der Kirchensteuereinnahmen
seit Juli dieses Jahres konnte im Nachtrags-
haushalt noch nicht berücksichtigt werden.

Nachtragshaushalt verabschiedet
Korrekturbedarf durch die positive Clearingabrechnung

Die Synode verabschiedete einstimmig den Nachtrag zum Haushalt 2004 und reagierte
damit auf Veränderungen gegenüber dem ursprünglichen Haushaltsplan.
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Im Haushaltsplan waren 35.000 Euro aus
dem Budget des Bildungsdezernats für das
Jubiläum der Evangelischen Akademie Bad
Boll eingestellt. Die Akademie feiert im
kommenden Jahr ihr 60-jähriges Bestehen.
Angesichts knapper Kassen und eines struk-
turellen Defizits der Akademie von rund
450.000 Euro zeige die Zuweisung für das
Jubiläum „mangelnde Sensibilität“, kriti-
sierte Michael Fritz im Namen des Ge-
sprächskreises „Lebendige Gemeinde“. Er
stellte den Antrag, die Zuwendung zu strei-
chen. 
Auch Reinhard Kafka sagte in seinem
Votum für den Gesprächskreis „Evangelium
und Kirche“, es sei „kein gutes Zeichen,
35.000 Euro für eine Jubiläumsveranstal-
tung einzusetzen“. Die Jubiläumszuweisung
werde zum Präzedenzfall, befürchtete Inge
Schneider (Schwaikheim). „Wir haben mehr
als zehn Institutionen im Land und jede hat
irgendwann ein zehnjähriges Jubiläum.“
Oberkirchenrat Werner Baur, aus dessen
Bildungsdezernat die Mittel für Boll fließen
sollten, teilte mit, die Akademie habe inzwi-
schen eine Jubiläumskonzeption entworfen,
die der veränderten Finanzlage der Landes-
kirche Rechnung trage. Das Jubiläumspro-
gramm sei nun auch mit akademieeigenen
Mitteln finanzierbar. Die Synode stimmte
bei 16 Gegenstimmen und drei Enthaltun-
gen dem Streichungsantrag zu.
Diskussionsstoff lieferten auch gut 93.000
Euro, die im Haushalt 2005 für das Tübin-
ger Karl-Heim-Haus bereitstehen. Mit ihnen
soll bei der Neukonzeption des Studenten-
wohnheimes die Stelle eines Studienleiters
finanziert werden. Die Synode sprach sich
dafür aus, an dieser Stelle einen Sperr-
vermerk in den Haushalt aufzunehmen. Sie
stellte sich damit hinter einen Beschluss des
Theologischen Ausschusses. Demnach kann
die geplante Studienleiterstelle nur mit
Zustimmung des Theologischen Ausschus-
ses eingerichtet werden. Bis dahin „sollten
keine Schritte unternommen werden, welche
die Landeskirche finanziell binden. Auch
die Freiheit, das Karl-Heim-Haus abzuge-
ben, darf durch kurzfristige Beschlüsse

nicht aufgehoben werden“, heißt es im
Beschluss des Theologischen Ausschusses,
den sich die Synode zu eigen machte.
Der Leiter des Dezernats Kirchliche Ausbil-
dung, Oberkirchenrat Hans-Dieter Wille,
begrüßte diese Regelung. Für die Neukon-
zeption des Studentenwohnheims liege noch
kein endgültiges Konzept vor. Der Be-
schluss des Theologischen Ausschusses
lasse alle Möglichkeiten offen.
Angehörige aller Gesprächskreise drängten
den Oberkirchenrat, die Sparbeschlüsse im
Rahmen der neuen Bildungskonzeption
möglichst rasch umzusetzen. Keinesfalls
sollte der Zeitrahmen von fünf Jahren über-
schritten werden. „Das meiste muss in den
ersten zwei oder drei Jahren umgesetzt wer-
den“, forderte Wiebke Wähling (Stuttgart).
Als Anreiz für eine zügige Umsetzung in
den betroffenen Einrichtungen schlug sie
eine Prämierung vor: „Wer es früher
umsetzt, bekommt irgendwie etwas.“ Otto
Schaude (Reutlingen) sagte, der Stand der
Umsetzungen müsse noch von der 13. Lan-
dessynode, also spätestens auf der Herbst-
tagung 2007 überprüft werden. Er bat den
Oberkirchenrat, spätestens bis Oktober
2007 einen Bericht vorzulegen. Martin
Dolde (Stuttgart) sprach sich dafür aus, auf
der Suche nach Einsparpotenzialen bereits
beschlossene Investitionen nicht wieder in
Frage zu stellen. „Ich möchte dringend bit-
ten, dass wir dieses Fass nicht erneut auf-
machen“, sagte er. 
In der Synode wurde auch der Ruf nach ei-
nem zentralen Immobilienmanagement für
die landeskirchlichen Gebäude laut.  Bisher
verwaltet jedes Dezernat seinen eigenen
Gebäudebestand. „Das Immobilienmanage-
ment ist bereits angegangen“, erklärte
Direktorin Margit Rupp, „wir sind nur nicht
so schnell, wie wir gerne sein würden“.
Volker Teich (Tübingen) machte auf die
unsichere Zukunft der Hochschule für Kir-
chenmusik in Tübingen aufmerksam. Bisher
zahlt die EKD rund 212.000 von 532.000
Euro, die die Hochschule jährlich kostet.
Dieser Zuschuss drohe wegzufallen, da die
EKD künftig nur noch drei von sieben

Kirchenmusikhochschulen in Deutschland
fördern wolle, sagte Teich. In einem
Ranking stehe die Tübinger Hochschule
lediglich an sechster Stelle. Oberkirchenrat
Heiner Küenzlen kritisierte das Auswahl-
verfahren der EKD. Die Musikhochschule
in Heidelberg werde bevorzugt, weil sie
größer sei als die in Tübingen. Die Landes-
kirche werde nun dafür bestraft, dass sie
ihre „Hausaufgaben“ gemacht und die
Kapazität ihrer Musikhochschule um fast 50
Prozent zurückgefahren habe. „Wenn die
Dinge so umgesetzt werden, müssen wir
sehen, ob wir unsere Kirchenmusikhoch-
schule in diesem Umfang weiter haben kön-
nen“, sagte Küenzlen. 

Haushalt 2005 einstimmig beschlossen
Synode streicht 35.000 Euro Jubiläumsgeld für die Akademie Bad Boll

Die Landessynode hat den landeskirchlichen Haushalt für das
kommende Jahr einstimmig verabschiedet. Gegenüber dem vom
Oberkirchenrat vorgelegten Haushaltsplan drängten die Syno-
dalen auf eine Änderung: 35.000 Euro, die für das Jubiläumsjahr

der Evangelischen Akademie Bad Boll bestimmt waren, wurden
gestrichen. Außerdem versah die Synode die Mittel für eine
Studienleiterstelle im Tübinger Studentenwohnheim Karl-Heim-
Haus mit einem Sperrvermerk.

In die Ausschüsse
verwiesen
Der Oberkirchenrat wurde gebeten, für die
Landeskirche eine zentrale Stellenbörse ein-
zurichten.  Beantragt wurde außerdem eine
Änderung der Besetzung von Schuldekans-
stellen analog zu dem Besetzungsverfahren
bei Dekansstellen. Dieser Antrag wurde an
den Rechtsausschuss verwiesen. Der  Ober-
kirchenrat wurde ferner gebeten, bis zum
Sommer 2005 auf eine Anerkennung und
Förderung der ehrenamtlichen und neben-
amtlichen Kompetenz in der christlichen
Lebensberatung hinzuwirken. Der Antrag
wurde an den Ausschuss für Kirche, Gesell-
schaft und Öffentlichkeit  unter Beteiligung
des Diakonieausschusses verwiesen. 
An den Rechtsausschuss unter Beteiligung
des Finanzausschusses wurde der Antrag
verwiesen, nach dem der Oberkirchenrat
dafür sorgen soll, dass umgemeindete Ge-
meindeglieder auf die Zahl der aufnehmen-
den Gemeinde angerechnet und finanziell
berücksichtigt werden sollen.
Im Zusammenhang mit dem Bericht zum
Projekt „Wachsende Kirche“ soll der
Oberkirchenrat über die Auswirkungen des
Prozesses „Notwendiger Wandel“ auf die
Kirchengemeinden berichten.
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Kein Grund zur
Panik
Der Plan für die kirchliche Arbeit 2005 kön-
ne ein „leuchtendes Beispiel“ für die öffent-
lichen Haushalte sein, sagte Reinhard
Kafka. „Wir wirtschaften nicht durch Schul-
denaufnahme und Schuldentilgung auf
Kosten künftiger Generationen, sondern er-
möglichen eine wachsende Kirche trotz sin-
kende Einnahmen“, so der Synodale für den
Gesprächskreis „Evangelium und Kirche“.
Trotz der schwierigen finanziellen Lage
gebe es „keinen Grund zu Panikreaktionen“,
sagte Kafka und verwies auf bereits be-
schlossene Kürzungen sowie auf die Kir-
chensteuerüberschüsse der Jahre 1998 bis
2003 in Höhe von insgesamt 136 Millionen
Euro. Die Kirche müsse trotz notwendiger
Einsparungen hilfsbedürftige Menschen im
Blick behalten. Kirchenmitglieder erwarte-
ten sich von ihrer Kirche vor allem Seelsor-
ge sowie soziales und diakonisches Engage-
ment. „Das sind wir in erster Linie auch der
Botschaft des Evangeliums schuldig.“
Er forderte, die Landeskirche müsse sich für
kirchliche Mitarbeiter in sozialen Berufen
einsetzen. Mitarbeitende seien nicht in
erster Linie Kostenfaktor, sondern „Kreativ-
posten“. Kafka befürchtete,  der drohende
Abbau von Personal werde vor allem die
Diakone treffen. Pfarrer und Pfarrerinnen
dürften jedoch nicht ausgenommen werden.
Der PfarrPlan sei „an dieser Stelle noch ein-

mal zu hinterfragen“. Die Landeskirche
solle sich „eher von Gebäuden als von Men-
schen trennen“, forderte Kafka. Notwendig
seien ein Gebäudenutzungskonzept und ein
Konzept für eine rentable Gebäudebewirt-
schaftung. „Wir müssen untersuchen, wo
Gebäude nicht hinreichend belegt sind und
nach den Gründen fragen.“

Konsequent weiter
sparen
„Wir können als Kirche dankbar sein für
das, was wir uns im Jahre 2005 leisten kön-
nen“, sagte Michael Fritz im Blick auf den
Haushaltsplan 2005. 
Sein Gesprächskreis, die „Lebendige Ge-
meinde“, sehe jedoch klar die „Notwendig-
keit des weiteren konsequenten Sparens“.
Die Landeskirche müsse sich „rasch auf den
aktuellen Rückgang von 40 Millionen Euro
als dauerhaften Rückgang einstellen“. Den
Weg, den der Oberkirchenrat im kommenden
Jahr einschlagen wolle, „tragen wir als
‚Lebendige Gemeinde‘ voll mit“, sagte Fritz. 

Nach den Kürzungen im Bildungsbereich
sollten nun die Verwaltungsstrukturen der
Landeskirche in den Blick genommen wer-
den. Die kirchliche Verwaltung müsse ver-
schlankt  und zentralisiert werden. Zudem
sollten die Gehaltsstrukturen auf weitere
Einsparpotenziale durchforstet werden.
Dies gelte „sowohl für die Pfarrerschaft und
die kirchlichen Beamten wie auch im beson-
deren Maß für die Angestellten in Kirche
und Diakonie“.
Im Bereich der Tagungsstätten und Bil-
dungseinrichtungen forderte Fritz „ent-
schlossene Schritte einer Konsolidierung“.
Wo Neustrukturierungen und konzeptionel-
le Überlegungen im Raum stünden, wie bei
den Seminaren oder der Kirchenmusikhoch-
schule, dürften „nur langfristig solide finan-
zierbare Lösungen in Betracht kommen“. 
Fritz mahnte im Namen der „Lebendigen
Gemeinde“ zu einer zügigen Umsetzung der
bereits beschlossenen Sparmaßnahmen im
Rahmen der Bildungskonzeption. Das
Tempo sei bisher „deutlich zu niedrig“;
„Wir müssen hier mehr Gas geben, denn die
nächste Sparrunde kommt bereits.“

Nicht auf bessere
Zeiten hoffen
Der Haushaltsplan 2005 in seiner neuen
Form als „Plan für die kirchliche Arbeit“
zeige: „Der Prozess ‚Wirtschaftliches
Handeln’ ist ins Laufen gekommen und trägt
die ersten Früchte“, sagte Martin Dolde in
seinem Votum für die „Offene Kirche“.
Dass zukünftige Ziele und Finanzen mitein-
ander verknüpft würden, sei seinem Ge-
sprächskreis wichtig. Kein Verständnis habe
die Offene Kirche jedoch dafür, „dass aus-
gerechnet in der heißen Phase der Umstel-
lung“ Finanzdezernent Peter Stoll eine neue
Aufgabe übernommen habe. 
Die „Offene Kirche“ zweifle daran, dass der
Haushalt 2005 angesichts der Kirchen-
steuerrückgänge „auf einem solidem Boden
stehe“. Der Haushalt sei „um fünf bis zehn
Prozent zu üppig angesetzt“. Dolde sagte, er
könne dem Haushaltsentwurf nur deshalb
„mit gutem Gewissen zustimmen“, weil die
hohe Clearingrücklage und die zu erwarten-
den Clearingrückzahlungen „die mageren
Jahre 2005 und 2006 abfedern können“. 
Spätestens im Jahr 2007 müsse die
Landeskirche aber auf das niedrigere Kir-
chensteuerniveau reagieren. „Es ist die Zeit
gekommen, dass wir damit aufhören, auf
bessere Zeiten zu hoffen und sie gar einzu-
planen“, so Dolde. Bei der Suche nach Ein-
sparmöglichkeiten dürfe es in Zukunft keine
Tabus geben. Alle Arbeitsbereiche der Lan-
deskirche sollten „baldmöglichst auf ihr
Einsparpotenzial und ihre Wichtigkeit für
die Kirche“ abgeklopft werden.
Dolde regte im Namen der „Offenen
Kirche“ an, Landessynode und Ober-
kirchenrat sollten auf einem „Zukunftstag“
im Frühjahr „in aller Nüchternheit die 
künftigen Linien der Landeskirche disku-
tieren“.

Reinhard Kafka: Eine wachsende
Kirche trotz sinkender Einnahmen.

Michael Fritz: Dankbar für das,
was wir uns 2005 leisten können.

Martin Dolde: „Wirtschaftliches
Handeln“ trägt Früchte.
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Sozialwerk grüßt
aus Mexiko
Einen Gruß aus Mexiko überbrachte Ellen
Homberg, Geschäftsleiterin des Deutsch-
Mexikanischen Sozialwerkes in Mexiko-
Stadt. Das Centro de Asistencia Social
arbeite eng mit der Evangelischen Deutsch-
Mexikanischen Kirche zusammen und
unterstütze hauptsächlich Frauen im Alter
von 15 bis 40 Jahren, die ein sehr geringes
Einkommen und häufig große soziale Pro-
bleme haben.  Homberg war Gast des
Gustav-Adolf-Werkes.

Im inhaltlichen Teil des „Plans für die kirch-
liche Arbeit“ sollen die Ziele der kirchli-
chen Arbeit dargestellt werden und die
Schritte, wie diese Ziele erreicht werden
können, erklärte die Vorsitzende des Finanz-
ausschusses der Synode, Wiebke Wähling.
Dieses „Arbeiten mit Zielen“ sei ein „neuer
Schritt“.
Der inhaltliche Plan gliedere sich in Hand-
lungsfelder kirchlicher Arbeit, so genannte
Bausteine, „die als direkte Leistung gegenü-
ber den Gemeindegliedern, anderen kirchli-
chen Körperschaften, Stiftungen, Werken,
Einrichtungen oder Dritten anzusehen
sind“, so Wähling. 
Der neue Plan gibt an, welche Ziele mit
jedem einzelnen Baustein in welchem Maß
erreicht werden sollen. 
Fünf Zielsetzungen werden genannt:
Erstens „Evangelischer Glaube“, zweitens
„Christliche Gemeinschaft“, drittens „Dia-
konische Zuwendung“, viertens „Christliche
Kultur und Traditionen“ und fünftens

„Evangelisch geprägte Mitgestaltung der
Gesellschaft“. Im „Plan für die kirchliche
Arbeit 2005“ werden zunächst nur wenige
Bausteine diesen Zielsetzungen zugeordnet.
Für den Plan des Haushaltsjahres 2006, so
Wähling, sei dann „eine vollständige
Darstellung der Bausteine in allen Teilen
vorgesehen“.
Der „Plan für die kirchliche Arbeit 2005“
sei „ein erster Schritt, der in den folgenden
Jahren regelmäßig ausgebaut und verbessert
werden soll“, sagte die Vorsitzende des
Finanzausschusses. 
Finanzdezernent Martin Kastrup versprach,
den „Plan für die kirchliche Arbeit“ in Zu-
kunft klarer und übersichtlicher zu gestal-
ten. „Ich glaube, wir haben gemeinsam fest-
gestellt, dass Transparenz und Klarheit zwei
unterschiedliche Dinge sind“, sagte er am
Ende der Haushaltsberatungen. Denkbar sei,
dass der Plan künftig zwei Bände umfasse:
eine klare übersichtliche Zusammenfassung
und eine ausführliche Version.

Haushaltsplan 2005 hat neue Form
„Plan für die kirchliche Arbeit 2005“ setzt erstmals Ziele 

Der Haushaltsplan für das kommende Jahr lag der Synode erstmals in einer neuen Form
vor. Das über 700 Seiten starke Werk, das gut doppelt so dick ist wie der Haushaltsplan
2004, heißt jetzt „Plan für die kirchliche Arbeit“ und enthält neben Haushaltsplan und
Haushaltsgesetz auch einen inhaltlichen Plan. Der „Plan für die kirchliche Arbeit“ ver-
dankt sich der Einführung des neuen Finanzmanagements und Rechnungswesens. Er soll
die Finanzen der Landeskirche transparenter machen.

Der Bildungsbereich werde in vier Teil-
bereiche, so genannte „Häuser“ strukturiert,
kündigte Rupp an. Jedes Haus werde in der
Regel einem Dezernat des Oberkirchenrats
zugeordnet. Dezernat III sei für das Landes-
kirchliche Bildungszentrum zuständig; das
Haus „Landeskirchliche Werke und Dienst“
werde Dezernat II zugeordnet; „Kirche und
Gesellschaft“ gehe an Dezernat I. Das Haus
„Schule und Bildung“ werde unterschiedli-
chen Dezernaten zugewiesen: Dezernat II
sei voraussichtlich für die Fachschulen für
Sozialpädagogik, für die Fachhochschule
Reutlingen-Ludwigsburg sowie für die

Seminare und die Studentenwohnheime
zuständig. Dezernat III kümmere sich um
die theologische Ausbildung in Tübingen,
das Tübinger Stift und die Kirchenmusik-
hochschule. 
Anfang Dezember konstituieren sich für die
vier Häuser sowie für sechs weitere Quer-
schnittsthemen zehn Arbeitsgruppen, die
dann ab Januar an der Feinplanung der
Umsetzung der Bildungskonzeption arbei-
ten sollen. Anfang 2006 beginne dann die
konkrete Umsetzung, sagte die Direktorin. 
Von den Arbeitsgruppen sollten bei der
Umsetzungsplanung „auch die jeweils radi-

Sozial verträglicher Stellenabbau braucht Zeit
Die konkrete Umsetzung der neuen Bildungskonzeption beginnt 2006

Die Direktorin des Oberkirchenrats, Margit Rupp, informierte die
Synode über den Stand der Umsetzung der neuen Bildungskon-
zeption und der damit verbundenen Kürzungen im Bildungs-

bereich. „Es sind Strukturen zu erarbeiten, die Ausgangspunkt für
weitere Kürzungen sein können“, sagte Rupp angesichts der aktu-
ellen Haushaltsentwicklung.

kalste Kürzungsvariante beschrieben wer-
den“, sodass, falls weitere Kürzungen not-
wendig würden, auf bereits vorhandene
Konzepte zurückgegriffen werden könne.
Parallel zur Neustrukturierung des Bil-
dungsbereichs „laufen die Schritte der
Umsetzung der Beschlüsse zur Fachhoch-
schule Ludwigsburg“, sagte Rupp. Dazu
gehöre zum einen die Realisierung der
geplanten Kürzungen einschließlich der
Einführung von Studiengebühren im näch-
sten Jahr, zum andern der Ausbau der Fach-
hochschule, die komplett saniert werden und
einen kleineren Neubau oder Anbau bekom-
men soll. 
Eine ganze Anzahl weiterer Sparbeschlüsse
sei unterschiedlich weit realisiert. Das
Sprachenkolleg sei geschlossen, die
Kürzung des Schulwerks erfolge im kom-
menden Haushaltsjahr. Die Reduzierung
von zwei Stellen an der Universität
Tübingen wirke sich bereits 2005 aus.
Weitere Sparbeschlüsse würden im kom-
menden Jahr nur teilweise umgesetzt, sagte
die Direktorin.
2009 sollten alle Kürzungen abgeschlossen
sein. Obwohl der Oberkirchenrat die Spar-
beschlüsse „so zügig wie möglich“ umsetze,
brauche insbesondere der Stellenabbau Zeit,
so die Direktorin. Denn dies müsse so sozi-
al verträglich wie möglich geschehen. „Und
da kann selbst der Zeitraum von fünf Jahren
relativ kurz sein.“
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Antidepressivum „Wachsende Kirche“
Einigung auf das Projekt nach kontroverser Debatte – Kongress wird geplant

Die Kirche solle sich nicht schlecht reden, sie solle handeln, so
Landesbischof Gerhard Maier. „Viele Gemeinden warten auf ein
Signal der Ermutigung.“ Nach einer regen Diskussion beschloss

die Landessynode, eine Projektstelle „Wachsende Kirche“ einzu-
richten und einen Kongress zum Thema „Wachsende Kirche“
durchzuführen.

„Wachsende Kirche“ sei „fast schon ein ste-
hender Begriff geworden, in kirchlichen
Blättern taucht er mehr und mehr auf und in
Bezirkssynoden wird das Thema verhan-
delt“, bemerkte Ulrich Mack, Vorsitzender
des Theologischen Ausschusses. Grund
dafür sei die ermutigende, antidepressive
Wirkung des Projektes „Wachsende Kir-
che“. Mack lobte die Initiative des Oberkir-
chenrats, der das Projekt vorangetrieben
habe und forderte diesen auf, das Thema in
die Gemeindepraxis zu bringen. 
Auch Volker Teich (Tübingen) verspricht
sich vom Projekt einen motivierenden Im-
puls. Teich schlug vor, ein Gesamtkonzept
missionarischer Arbeit für die Landeskirche
zu erarbeiten. Der Bericht solle die Leitli-
nien der Berlin-Brandenburgischen Kirche
einbeziehen und der Synode 2005 vorgelegt
werden. Gabriele Bartsch (Stuttgart) plä-
dierte dafür, vorhandene Ressourcen zu nut-
zen und am bestehenden Prozess „Notwen-
diger Wandel“ weiterzuarbeiten. Sie forder-

te eine einfache Sprache in der Verkündi-
gung und die Identifikation der Mitarbeiter
mit der Kirche. Viele würden die eigene
Organisation kritisieren, „Kritik nur nach
innen, volle Identifikation nach außen“
wäre wertvoller. Die Landeskirche brauche
kein neues Instrumentarium, sie müsse die
bisherigen Projekte steuern, unterstrich
Bärbel Danner (Villingen-Schwenningen).
Es sei wichtig, die bisherigen Projekte mit
anderen zu vernetzen und flächendeckende
Umsetzungsmöglichkeiten zu schaffen.  
Für Winfried Dalferth (Nattheim) hat das
Thema „Wachsende Kirche“ eine gute Wir-
kung für Medien und Öffentlichkeit. Man
dürfe nicht nur über sinkende Kirchenmit-
gliederzahlen sprechen. Er wünsche sich
eine Gesamtkonzeption, die differenzierten
Meinungen Raum gebe und forderte, Men-
schen zu ermutigen, über ihren Glauben zu
reden. Nach Ansicht von Michael Fritz
(Ludwigsburg) gehe es bei „Wachsender
Kirche“ darum, wie die Botschaft zu Perso-

nen gelangt, die die Kirche nicht oder nicht
mehr erreiche. Fritz sagte, „wir brauchen
jetzt eine Phase der Kreativität und der
inhaltlichen Arbeit“. 
Joachim Krüger (Friedrichshafen) sieht im
gegenseitigen Misstrauen ein Problem, das
Wachstum verhindere oder einschränke.
Man solle Reden, Handeln und Wirken im
Geiste Jesu auch denen zugestehen, die eine
andere Arbeitsweise hätten. 
Die Synode einigte sich nach kontroverser
Aussprache darauf, einen Kongress „Wach-
sende Kirche“ für den Zeitraum 2006 bis
2008 vorbereiten zu lassen und zu prüfen,
wie das Thema in die Ausbildung von Pfar-
rern aufgenommen werden könne. Die Syno-
dalen stimmten ebenfalls zu, eine Projekt-
stelle zu 50 Prozent beim Gemeindedienst
einzurichten. Eine freie Stelle habe der Ober-
kirchenrat bereits vorläufig umgewidmet, so
Mack. Weiterhin beauftragte die Synode den
Oberkirchenrat, eine Gesamtkonzeption mis-
sionarischer Arbeit zu erstellen.

Vorwegabzug für
Telefonseelsorge
Mit dem Haushaltsplan 2005 sei es endlich
gelungen, „das Problem der Finanzierung
der Telefonseelsorge“ zu lösen, teilte die
Vorsitzende des Finanzausschuss, Wiebke
Wähling, mit. Schon die zwölfte Landes-
synode habe sich mit der Finanzierungsfra-
ge beschäftigt und keine Lösung gefunden.
Beginnend mit dem Haushaltsjahr 2005
stünden den sechs Telefonseelsorgestellen
innerhalb der Landeskirche nun in den
nächsten zehn Jahren jährlich 250.000 Euro
zur Verfügung. Sie würden „auf dem Wege
des Vorwegabzugs“ dem Kirchensteueran-
teil der Kirchengemeinden entnommen, so
die Ausschussvorsitzende. Der Betrag ent-
spreche etwa einer halben Personalstelle pro
Einrichtung. 
Oberkirchenrat Heiner Küenzlen merkte an,
mit dieser Lösung bleibe die Telefonseel-
sorge in der Trägerschaft der betreffenden
Kirchenbezirke.

„Wir müssen jetzt
etwas tun!“
Die württembergische Landeskirche habe
nicht mehr den Status der Stabilität, sagte
Landesbischof Gerhard Maier zur Debatte
über die „Wachsende Kirche“. Sie sei mitt-
lerweile auf Platz sechs beim Rückgang der
Gemeindeglieder in den EKD-Mitglieds-
kirchen abgesunken. Wenn in Deutschland
von 82,5 Millionen Menschen nur noch 54
Millionen Christen seien, dann müsse das
zu denken geben. Der Bischof ermutigte die
Synodalen, die Landeskirche nicht schlecht-
zureden, sondern zu  handeln. Bei seinen
Gemeindebesuchen habe er fast ausschliess-
lich ermutigende Erfahrungen gemacht. Es
gehe darum, Gemeindeglieder nicht nur zu
begleiten, sondern auch neu gewinnen zu
wollen. „Demographie ist kein Offenba-
rungsbuch.“ Wir alle müssten zur Kirche
und zum Glauben hinführen. Viele warteten
auf ein Signal der Ermutigung, deshalb
gelte es jetzt, etwas zu tun.

Neu im Kirchenparlament 
Professor Hans-Joachim Eckstein
ist von der Evangelisch-Theologi-
schen Fakultät der Universität Tü-
bingen im Oktober als Vertreter
der Fakultät für die Synode be-
stimmt worden und wurde jetzt in
die Landessynode aufgenommen.
Er übernimmt das Mandat von
Professor Gerhard Hennig, der mit
65 Ja- und 22-Neinstimmen sowie
zwei Enthaltungen zugewählt
wurde. Beide wurden in den Theo-
logischen Ausschuss entsandt.
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Die Oberkirchenrätin berichtete der Synode
über Ziele und Anliegen der Erneuerung der
Visitation und den gegenwärtigen Stand der
Erprobungsphase. Junkermann gab wesent-
liche Neuerungen bekannt: Im Gemeinde-
forum sollen alle Bereiche des Gemeindele-
bens sich einer breiten Öffentlichkeit vor-
stellen können und Vertreterinnen und Ver-
treter des öffentlichen Lebens sollen ihre
Außenwahrnehmung der Kirchengemeinde
darlegen. Aus dem Prozess „Notwendiger
Wandel“ sei die Stärkung der Leitungsver-
antwortung des Kirchengemeinderates auf-
genommen worden. Daraus erwachse, dass
der Gemeindebericht nun an Hand eines
Berichtformulars vom Kirchengemeinderat
zusammen mit der Pfarrerin oder dem Pfar-
rer erstellt werden soll. Diese Veränderun-
gen führten dazu, dass die Visitation als
Prozess verstanden werden müsse. Der
Bericht des Visitators wird nun auch mit
Hilfe eines solchen Formular erstellt, in dem
Schwerpunktsetzungen möglich bleiben,
aber auch die Vergleichbarkeit der Berichte
besser gewahrt wird. Dies führe dazu, so
Junkermann, dass im Berichtswesen stärker
zwischen der Dienstaufsicht einerseits und
geschwisterlichem Besuch und Beratung
andererseits unterschieden wird. Wegen des
zunächst größeren Aufwandes soll der Visi-
tationsabstand von vier auf sechs Jahre
erhöht werden; die Zwischenvisitation wird
entfallen.
Der Vorsitzende des Theologischen Aus-
schusses, Ulrich Mack, machte deutlich,
dass Visitation immer auch Kirchenleitung
sei. Diese leitende Funktion sei keine neue
Erfindung, sondern finde sich schon bei
Paulus und sei auch von Luther in dieser
Weise eingeführt worden.  Mack wies dar-
auf hin, dass der Theologische Ausschuss
wie auch die Synode mehrfach über die Plä-
ne zur Visitation unterrichtet worden seien.
Fragen seien zum Teil auch im Ausschuss
gestellt und beantwortet worden, doch sei
die Synode durch den ausführlichen Bericht
von Oberkirchenrätin Junkermann nun im
Informationsvorsprung. Die Fragen des
Theologischen Ausschusses gipfelten in der
Frage, in wie weit Visitation geschwisterli-

cher Besuch und Beratung sei und in wie
weit sie kirchenleitendes Mittel zur Durch-
setzung von Zielen und Methoden sei.
In der Diskussion wurde die erneuerte Visi-
tation kritisch gewürdigt und Fragen an den
Oberkirchenrat weitergeben.
Der Synodale Winfried Dalferth (Nattheim)
wies auf die zusätzliche Belastung für die
Gemeinden durch das Gemeindeforum hin
und forderte, die Teamvisitation nicht außer
Acht zu lassen. Die Auswertung solle mit
den Augen der Gemeinde geschehen und
etwaige Entscheidungen müssten durch die
Synode getroffen werden. 
Matthias Treiber (Heilbronn) wollte geklärt
wissen, in welcher Rolle der Visitator den
Besuch unternähme, als Vertreter der kirch-
lichen Obrigkeit oder als Berater.   Auch sei
offen, wer das Ziel der Visitation sei, der
Pfarrer oder die Gemeinde.
Markus Munzinger vom Gesprächskreis
„Kirche für morgen“ hofft, dass an die Visi-
tation nicht nur problem- und defizitorien-
tiert herangegangen wird, sondern auch
Stärken wahrgenommen werden. Leider sei

Visitation soll erneuert werden
Gemeindebericht wird nun vom Kirchengemeinderat zusammen mit dem Pfarrer erstellt

Die Visitation solle zukunftsfähiger werden, erklärte die
Personaldezernentin, Oberkirchenrätin Ilse Junkermann. Die
Chancen offener Kommunikation sollen erkannt und zum Nutzen

der Kirche als Ganzes genutzt werden. Die Auswertung der
Probephase soll im nächsten Jahr die Erfahrungen bündeln und
Vorschläge für das weitere Vorgehen ergeben.

noch nicht geklärt, wer den Oberkirchenrat
visitiere.
Volker Teich (Tübingen) fragte an, wer die
Ziele der Visitation vorgebe, der Ober-
kirchenrat, die Gemeinden oder der Visita-
tor. Die Reutlinger Synodale Hanna Fuhr
beklagte, dass das paulinische Bild des Lei-
bes mit vielen Gliedern in der Visitation
nicht vorkomme. Sie wundere sich darüber,
ob den Dekaninnen und Dekanen nicht
schon zu viel zugemutet würde, da diese
schon jetzt „Seelsorger, Dienstvorgesetzte,
Personalentwickler, Gemeindeentwick-
lungscontroller und verlängerter Arm des
Oberkirchenrats und dann noch Vertreter des
Kirchenbezirks“ seien. Sie regte an, das
Reutlinger Visitationsmodell in die Auswer-
tung mit einzubeziehen.
Traugott Mack (Winnenden) erinnerte die
Synodalen an den Auftrag Isais an seinen
Sohn David, wo es heißt: „Sieh nach deinen
Brüdern, ob es ihnen gut geht.“ So möchte
er Visitation verstanden wissen. Visitation
lasse sich nicht auf etwas Einseitiges ein-
grenzen. Es sei richtig, dass auch kirchen-
amtliche Aufsicht zum Tragen komme, aber
eben auch gegenseitige Information, gegen-
seitige Beratung und Hilfe. Manfred Rohloff
(Ludwigsburg) mahnte an, dass Visitation
eine Würdigung der haupt- und ehrenamtli-
chen Mitarbeitenden sein müsse, die Ge-
meinde vor Ort gestalteten. Maßstab müsse
sein: „Würdigung und Ermutigung der Mit-
arbeitenden zu bewirken, Wahrnehmung zu
steigern, Konzentration herbeizuführen und
effizientere Zielvereinbarungen zu finden.“
Oberkirchenrätin Ilse Junkermann machte
deutlich, dass trotz der Freiwilligkeit der
Erprobung viele Gemeinden für dieses Mo-
dell optiert hätten. Auch sei Visitation ein
dienendes Instrument, das der gesamten
Kirche helfen solle, gemeinsam zu hören, zu
sprechen, zu lernen und zu lehren, aber auch
gemeinsam zu denken. Teamvisitation habe
sich in anderen Landeskirchen als wirkungs-
loses Instrument erwiesen, von dem sie
Abstand halten möchte. Sie freue sich auf
die Auswertung und versprach, dass die
Synode in Zukunft früher in Erprobungen
einbezogen würde.

Ilse Junkermann:
Die Visitation muss als Prozess 
verstanden werden. 
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Der Pfarrstellenstrukturplan, besser bekannt
als PfarrPlan, befasst sich mit der Gliede-
rung und Anpassung der Pfarrstellen an die
Gegebenheiten in den Kirchengemeinden
und -bezirken der Landeskirche und wird
alle fünf Jahre aktualisiert. Mit ihm werden
zum Beispiel Besetzungen, Zusammenle-
gungen sowie Streichungen der Pfarrstellen
geplant. Der PfarrPlan hängt eng mit der so
genannten Personalstrukturplanung zusam-
men, die die Anzahl der Pfarrerinnen und
Pfarrer im Dienst plant. Ein entscheidender
Faktor für die Personalstrukturplanung ist
dabei die Entwicklung der Gemeindeglie-
derzahlen, also die Zu- beziehungsweise
Abnahme der Anzahl der Gemeindeglieder
in den Kirchengemeinden. Die Entwicklung
der Gemeindeglieder in den Kirchenge-
meinden bestimmt demnach, wie viele Pfar-
rerinnen und Pfarrer im Pfarrdienst tätig
sein werden. Die Anzahl der Pfarrerinnen
und Pfarrer ist wiederum entscheidend für
die Zahl der Pfarrstellen, die in Zukunft be-
setzt werden können.
Als Berechnungsgrundlage dienen die
Finanzmittel für Pfarrstellen, die der Haus-
haltsplanung entnommen werden. „Die
Zielzahl des PfarrPlans wird daher direkt
aus der Personalstrukturplanung entnom-
men“, so Oberkirchenrätin Ilse Junkermann.
Laut der Darstellung des Oberkirchenrates
haben Vergleiche in der Entwicklung bis
2011 ergeben, dass die Zahl der Pfarrstellen
in der Personalstrukturplanung 2004 um
sechs Prozent zurückgeht, während der
Rückgang der Gemeindeglieder bei nur
zweieinhalb Prozent liegt. Diese Tendenz
soll beibehalten werden
Dass diese Entwicklung keinesfalls sicher
ist, lies Junkermann in ihrem Bericht immer
wieder durchblicken. Falls beim Pfarrdienst
stärker gekürzt werden müsse, als die Per-
sonalstrukturplanung vorsehe, sei dies nur
mit einem radikalen Einschnitt bei den Neu-
aufnahmen in den Pfarrdienst möglich, so
Junkermann. Dies will der Oberkirchenrat
aber vermeiden, weil dadurch die Proble-
matik der Überalterung im Pfarrdienst ver-

schärft wird und eine Verschlechterung der
Versorgung der Kirchengemeinden mit
Pfarrerinnen und Pfarrern ab Mitte des
nächsten Jahrzehnts verstärkt wird.
Ein weiterer Schwerpunkt des Berichts der
Oberkirchenrätin war die Verbindung des
PfarrPlans mit dem Prozess „Notwendiger
Wandel“. Diese Verbindung mit dem Pro-
zess zur Umstrukturierung der Landeskir-
che durch Landessynode und Oberkirchen-
rat in enger Zusammenarbeit mit den Ge-
meinden sieht Ilse Junkermann bei den so
genannten Leitimpulsen „Kooperation“ und
„Konzentration“ umgesetzt. So sind bei der
„Kooperation" nicht mehr die einzelnen
Pfarrstellen von Kürzungen betroffen, son-
dern der ganze Kirchenbezirk mit der Ge-
samtheit seiner Kirchengemeinden und
Pfarrstellen. Jedem Kirchenbezirk als Ge-
meinschaft der Kirchengemeinden wird eine
Gesamtzahl von Pfarrstellen zugeteilt, die
dann realisiert werden muss. Sie sei zuver-
sichtlich, so Junkermann, dass „Koopera-
tion“ die Pfarrerschaft und Gemeinden
stärkt und vor Vereinzelung und Rückzugs-
tendenzen bewahrt.
Bei der „Konzentration“, bei der es darum
geht, was Aufgabe und Verantwortung des
Pfarramtes ist und womit Ehrenamtliche in
der Gemeinde eigenverantwortlich beauf-
tragt werden, konnten laut Junkermann die
Aufgabenfelder des Pfarramts mit bestimm-
ten Merkmalen versehen und damit für den
PfarrPlan quantifiziert und in Rechenwerte
erfasst werden. Zum Beispiel der Bereich
Seelsorge, Kasualien und gemeindliches
Leben: Bei diesem Bereich ist die Tätigkeit
des Pfarrers direkt von der Zahl der Ge-
meindeglieder abhängig. Diesem Merkmal
sind etwa 45 Prozent der Gemeindepfarr-
stellen in der Landeskirche zugeordnet. Im
Bereich Verkündigung und Leitung sei das
Merkmal die veränderte Zahl der Kirchen-
gemeinden (Zusammenschlüsse). Mit die-
sem Merkmal sind Tätigkeiten erfasst, die
nicht von der Zahl der Gemeindeglieder
abhängig sind, wie zum Beispiel Leitungs-
aufgaben und die theologische Begleitung

von Jugendarbeit und Kindergärten. Diesem
Merkmal sind etwa 24 Prozent der Gemein-
depfarrstellen der Landeskirche zugeordnet.
Es habe sich gezeigt, so Junkermann, dass
es bei den am Prozess beteiligten Kirchen-
gemeinden und -bezirken Übereinstimmun-
gen gab, was als pfarrdienstliche Tätigkei-
ten gelten soll. Dies hat die Landessynode
mit den PfarrPlan-2006-Beschlüssen im
Rahmen des Haushaltsplanes 2002 be-
stätigt.
In der Aussprache zum Bericht des Ober-
kirchenrats befürchtete der Vorsitzende des
Sonderausschusses PfarrPlan 2011, Heinz-
Werner Neudorfer, dass ein Einstellungs-
stopp nicht noch einmal zu verkraften sei.
„Wenn das noch einmal käme wie in den
Neunzigerjahren, hätten wir große Prob-
leme, überhaupt junge Menschen zu finden,
die diesen Ausbildungsweg gehen“, so
Neudorfer. 
Gabriele Bartsch (Stuttgart) brachte den An-
trag ein, die ursprüngliche Absicht des Pro-
jektes Notwendiger Wandel, nämlich die
Profilierung und Stärkung des Pfarramtes, in
den Beratungsprozess des Sonderausschus-
ses PfarrPlan 2011 einzubringen. Sie forder-
te, dass die Profilierung des Pfarramtes bei
schwindenden Finanzmitteln sich auf die
Kernaufgaben Verkündigung, Seelsorge und
Unterricht konzentrieren müsse und von ver-
waltungsmäßigen Aufgaben entlastet werden
solle. Der Antrag wurde als Prüfungsantrag
an den Oberkirchenrat verwiesen. 
Gegen Teilzeitstellen von 50 Prozent spra-
chen sich gleich mehrere Landessynodale
aus, da mit einem halben Dienstauftrag die
Aufgaben eines Pfarrers als Seelsorger und
Gemeindeleiter nicht bewältigt werden
könnten.

Abbau von 80 Pfarrstellen bis 2011 wahrscheinlich
PfarrPlan 2011: Stellenabbau soll der Gemeindegliederentwicklung angepasst werden

„Im Pfarrdienst soll nur in dem Maße abgebaut werden, wie die
Zahl der Gemeindeglieder abnimmt“, so Ilse Junkermann in Ihrem
Bericht zum PfarrPlan 2011. Die Oberkirchenrätin wies darauf
hin, dass der geplante Abbau nur gelingen kann, wenn keine allge-
meinen Kürzungsvorgaben gemacht werden. Nach ihrer persönli-

chen Einschätzung müssen etwa 80 Pfarrstellen bis 2011 gestrichen
werden. Genaue Zahlen über den Umfang des Pfarrstellenabbaus
können aber erst genannt werden, wenn die Stellenplanungen zur
Besetzung der Pfarrämter im Februar 2005 gemacht werden, was
sich auf die Anzahl der Pfarrstellen auswirken wird.

Die Landessynode trifft sich zu
ihrer nächsten Tagung vom 10. bis
12. März 2005 im Stuttgarter
Hospitalhof. Informationen schon
im Vorfeld unter: www.elk-wue.de

Bub_2004_3  30.11.2004 13:07 Uhr  Seite 8



IX

beraten und beschlossen 3/2004

Bericht von der
EKD-Synode 
Von der diesjährigen Synode der Evange-
lischen Kirche in Deutschland (EKD) be-
richteten Christel Hausding (Langenau) und
Tabea Dölker (Holzgerlingen). Dabei erläu-
terte Hausding den ersten Bericht des Rats-
vorsitzenden Wolfgang Huber. Arbeits-
schwerpunkte des Rats der EKD sollen ins-
besondere sein, das kirchliche Profil zu
schärfen, mehr öffentliche Verantwortung
wahrzunehmen und die ökumenischen Be-
ziehungen zu vertiefen. Zugleich, so die
Synodale weiter, erläuterte Huber den
Teilbericht „Vertrauen erneuern“. Wie in
vielen Bereichen gehe es auch in der evange-
lischen Kirche darum, das Vertrauen der
Menschen zu stärken. Der Ratsvorsitzende
zeigte auf, wie (Gott-)Vertrauen durch Got-
tesdienst, Gebet und durch kirchliche Ge-
meindearbeit erreicht werden könne. Dies
aber setze „Transparenz der Strukturen und
Ehrlichkeit mit den eigenen Schwierigkeiten
voraus.“ In der Haushaltsdebatte sei es
neben dem Haushaltsbeschluss für 2005 um
Einsparungen in den kommenden Jahren auf
Grund zurückgehender Einnahmen gegan-
gen. So habe der Rat sechs Grundsätze einer
mittelfristigen Finanzpolitik beschlossen,
die auch die generelle Überprüfung aller
EKD-Bereiche hinsichtlich möglicher Kür-
zungen umfasse. Zugleich fand die geplante
Zusammenführung von Union Evangeli-
scher Kirchen (UEK) und Vereinigten Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
(VELKD) breite Zustimmung. Über das
Schwerpunktthema der EKD-Synode berich-
tete Tabea Dölker. Mit dem diesjährigen
Motto „Keiner lebt für sich allein. Vom Mit-
einander der Generationen“ wolle die EKD
in der Sozialpolitik verstärkt Akzente setzen.
Dölker wies auf die EKD-Synode 2005 hin,
die ihren Schwerpunkt unter den Titel
„Glaubensfestigkeit und Toleranz“ stelle.

Der „Gemeindeaufbau, die diakonische
Arbeit, die Teilung des Landes und interreli-
giöse Begegnungen“ seien Schwerpunkte
der Reise gewesen, so Annegret Stötzer-
Rapp (Herrenberg). Sie wies auf das
Migrantenprojekt der PROK hin, durch das
Wanderarbeitern Hilfe angeboten werde. Im
Migrant Working Center in Seoul konnten
Notunterkünfte, eine Abendbibelschule und
Gottesdiensträume besichtigt werden. Es
gebe zudem Sprachkurse und medizinische
Betreuung. 
Durch ihren politischen Einsatz hätten die
Kirchen ein Arbeitsschutzgesetz für die bis
dahin rechtlosen Gastarbeiter erwirkt,
berichtete Stötzer-Rapp. 
Joachim Stricker (Weinstadt) erklärte den
Unterschied der Kirchenstrukturen im Ver-

gleich zu Deutschland. In Korea gebe es
kein Parochialprinzip, die Gemeinden wür-
den sich über ihr inhaltliches Angebot ab-
grenzen, nicht durch die Zugehörigkeit zu
einer Stadt. „Die Gemeinden haben somit
ein klares Profil, mit dem sich die Gemein-
deglieder leichter identifizieren können“,
erklärte Stricker. Er regte an, das parochiale
Prinzip in Württemberg zu überdenken, da
die Menschen immer mobiler würden. 
Der Pfarrer habe in Korea eine große Be-
deutung für die Gemeinde als Profilgeber.
Für etwa 200 Gemeindeglieder werde eine
Pfarrstelle eingerichtet, damit der Pfarrer
die Gemeinde intensiv betreuen kann. Das
solle man in Deutschland bei den Kürzungs-
debatten berücksichtigen, so der Synodale
Stricker.

Margret Maier (Stuttgart) berichtete von
Gesprächen über die Nachwirkungen der
Apartheid. Die Wunden der Unterdrückung
seien weiterhin sichtbar, die Aufarbeitung
sei nur bruchstückhaft gelungen. Khuluma-
ni, die Selbsthilfegruppe von Überlebenden
und Angehörigen von Opfern der Apartheid,
vertrete heute die Interessen von 32.000
Apartheidsopfern. Die unblutigen Verände-
rungen seit 1990, die mit der Freilassung
Nelson Mandelas begannen, würden von
den Südafrikanern als Wunder bezeichnet,
die „Befreiung und die Gleichheit vor dem
Gesetz wiegen für sie die bestehenden und
gravierenden Probleme auf“, so Maier. 
Hartmut Ellinger (Kirchheim/Teck) lobte die
Unterstützung der Kampagne gegen Aids

durch Kirchen und Hilfsorganisationen. Ziel
sei, die Aids-Pandemie anzusprechen, prä-
ventiv aufzuklären und Infizierten zu helfen.
Ellinger nannte Aktivitäten, die durch die
Initiative Einzelner möglich geworden seien:
ein Hospizraum für Aids-Kranke, ein Heim
für behinderte Kinder und Jugendliche sowie
eine Unterkunft für Aids-Waisen. Weiterhin
stellte Ellinger das Masangane Aids-Projekt
in Matajele vor, das Selbsthilfegruppen
anbiete, um „den Mitgliedern zu neuem
Selbstbewusstsein zu verhelfen, sodass sie
nicht mehr außerhalb der Gesellschaft und
der Kirchgemeinde leben müssen“. Für die
Projekte trage die Landeskirche über das
EMS Verantwortung, die sie nicht abgeben
könne, erinnerte Ellinger.

Studienreise nach Südafrika 
Ausschuss für Mission berichtet von Begegnungen am Kap

Orte von Johannesburg bis Kapstadt bereisten neun Männer und eine Frau des
Ausschusses für Mission und Ökumene vom 1. bis 16. April dieses Jahres. Es kam zu
Begegnungen mit Vertretern der Evangelisch-lutherischen Kirche im südlichen Afrika
und der Moravian Church of Southern Africa, einer Partnerkirche des Evangelischen
Missionswerkes in Südwestdeutschland e.V. (EMS). Es wurden zahlreiche Gemeinden und
Einrichtungen besucht.

Partnerkirchen in Südkorea besucht
Synodale stellen Gemeindestruktur und diakonische Arbeit vor

Fünf Mitglieder des synodalen Ausschusses für Mission und Ökumene lernten im
Frühjahr vom 4. bis 16. April das Leben der Partnerkirchen in Südkorea kennen und
erlebten die Welt, in der diese Kirchen wirken. Sie wurden empfangen von der
Presbyterianischen Kirche von Korea (PCK) und der Presbyterianischen Kirche in der
Republik Korea (PROK).

Jahresbericht der Landeskirche
Den umfangreichen Jahresbericht
der Landeskirche mit Berichten
und Zahlen können Sie kostenlos
bestellen bei:
Evangelisches Medienhaus GmbH
Augustenstraße 124
70197 Stuttgart
Fax 0711 22276-81
komm.emh@elk-wue.de
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„Der Kirchenkreis ist trotz des besonderen
Namens nichts anderes als ein großer
Kirchenbezirk.“ Für ihn gelten grundsätz-
lich alle Regelungen der Kirchenbezirksord-
nung. Seine Riesengröße erfordere aller-
dings einige Sonderregelungen, die auf die
Situation der Großkommune Stuttgart abge-
stimmt seien, erklärte der Vorsitzende des
Rechtsausschusses, Rainer Müller. Er
betonte, dass es für die Mehrheit seines
Ausschusses wichtig sei, dass die Kirchen-
bezirke in die Vorbereitung des Gesetzent-
wurfes ausdrücklich einbezogen wurden.
Alle Stuttgarter Kirchenbezirke hätten dem
Gesetzentwurf ausdrücklich und mit sehr
großer Mehrheit zugestimmt. Ebenso habe
die Pfarrervertretung ihre Zustimmung
erteilt.
Was die für Stuttgart spezifischen Sonderre-
gelungen anbelange, so werde die Zahl der
Kirchenkreissynodalen auf 49 beschränkt,
zu jedem Mitglied zwei Stellvertreter als
mögliche Nachrücker gewählt und ein Infor-
mationsrecht für Kirchengemeinderäte fest-
geschrieben, die keinen unmittelbaren Ver-
treter in der Kirchenkreissynode haben. Die
Dekane sollen grundsätzlich untereinander
gleichgestellt sein. Lediglich bei der Außen-
vertretung und beim Vorsitz im Kirchen-
kreisausschuss habe der geschäftsführende
Dekan eine Sonderstellung. 
Was die Wahl zur Landessynode anbelangt,
verbleibe Bernhausen „zunächst als An-
hängsel“ beim Wahlkreis Stuttgart – zumin-
dest solange, bis nach der Anhörung der be-
troffenen Kirchenbezirke in dieser Frage
eine endgültige Zuordnung vorgenommen
werden könne. Nachdem das Gesetz zum 1.
Januar 2008 in Kraft trete, werde sich die
Änderung der Wahlordnung voraussichtlich
erst bei der Wahl im Jahr 2013 auswirken. 
Mit Blick auf den von Pfarrer Werner
Schmückle (Stuttgart) und anderen verfas-
sten Änderungsantrag, der die Einführung
der Urwahl zur Kirchenkreissynode zum
Ziel hat, erklärte Müller: Nach der Be-
schlusslage des Rechtsausschusses bedeute

die Einführung der Urwahl eine solch
grundsätzliche Systemänderung, dass sie
zwar bei der Novellierung der Kirchenbe-
zirksordnung generell diskutiert werden
könne, nicht aber bei einem Gesetz, das sich
nur auf den Kirchenkreis Stuttgart beziehe.
Vor allem aber würde die Einführung den
betroffenen  Kirchenbezirken eine struktu-
relle, von ihren Beschlüssen grundsätzlich
abweichende, Regelung aufnötigen.
Schmückle dagegen beklagte, dass nach der
Neuregelung die einzelnen Kirchengemein-
den nicht mehr unmittelbar in der Kirchen-
kreissynode vertreten seien und dass keine
Mitberatung bei grundsätzlichen Fragen des
kirchlichen Lebens vorgesehen sei. Aus der
nach seiner Ansicht geringen Zahl gewähl-
ter Synodaler im Vergleich zu den Mitglie-
dern, die kraft Amtes der Kirchenkreis-
synode angehören, entstehe der Eindruck,
„dass Funktionäre Funktionäre wählen und
gegen diese Funktionäre keine Verände-
rungspotentiale eingebracht werden kön-
nen“. In einer  Urwahl sehe er dagegen viel
größere Chancen zur demokratischen Betei-
ligung und Veränderung.
„Wir haben in der unteren Ebene die Urwahl
bei den Kirchengemeinderäten. Wir haben
auf der Landesebene die Urwahl mit der
Synode und in der mittleren Ebene nicht“,
kritisierte Otto Schaude (Reutlingen). „Wie
wollen wir das mit der Forderung vereinba-
ren: mehr Demokratisierung in der Kirche?“
„Wir sollten die eigenen Gremien ernst neh-
men“, forderte Winfried Dalferth (Natt-
heim). Wenn diese keine Urwahl wollten,
sollten man diese Überlegungen zurückstel-
len.
Hans-Peter Duncker erklärte im Namen des
Oberkirchenrats, dass durch die Einführung
der Urwahl für die Kirchenkreisebene „das
Band der Delegation zwischen Kirchenge-
meinderäten und Kirchenkreissynodalen
zerrissen“ würde. Die Kirchenkreissyno-
dalen wären dann ihrem Selbstverständnis
nach nicht mehr in gleicher Weise Vertreter
der Gemeinden. Während nach dem vorlie-

genden Gesetzentwurf die Kirchenkreis-
synodalen jedem Kirchengemeinderat
gegenüber eine Berichtspflicht hätten,
würde nach dem Änderungsantrag die Be-
zirkssynodalen nur in den Kirchengemein-
deräten ihres Wohnorts beratend teilneh-
men.
„Die Bezirkssynoden bitten um angemesse-
ne und vereinfachte Strukturen“, erklärte
Dekanin Wiebke Wähling (Stuttgart). „Wir
wollen, dass in den kleinen Gemeinden die
Kirche präsent ist, aber dass ein Teil der
Verwaltung zentral bleibt.“ Und Christian
Heckel (Sigmaringen) nannte den Gesetz-
entwurf  „vorbildlich“, „weil da kein Wild-
wuchs von Verwaltungsebene entsteht, son-
dern weil man die bisherigen Strukturen
zusammenfasst“.
„Die Stuttgarter Gemeinden und Gremien
erleiden diese Veränderungen nicht, sondern
sie wollen sie. Sie haben eine Vision“, er-
klärte der Stuttgarter Prälat Martin Klumpp.
In dem vorliegenden Gesetzentwurf käme
ein Weg von 20 Jahren ans Ziel. Als damals
der Stadtverband gegründet wurde, habe
Landesbischof Theo Sorg genau diese
Entwicklung in Aussicht gestellt. „Das war
visionär und wir freuen uns, wenn nach 20
Jahren eine solche Vision erfüllbar wird“, so
Martin Klumpp. 

Kirchen in Stuttgart rücken enger zusammen
Synode verabschiedet Gesetz zur Bildung des Evangelischen Kirchenkreises Stuttgart

Mit großer Mehrheit hat die Landessynode ein Gesetz zur Bildung
eines Kirchenkreises Stuttgart verabschiedet. Danach werden alle
Kirchengemeinden der Kirchenbezirke Bad Cannstatt, Degerloch,
Stuttgart und Zuffenhausen mit Wirkung vom 1. Januar 2008 zum
Kirchenbezirk Stuttgart zusammengeschlossen. Dieser trägt dann
den Namen „Evangelischer Kirchenkreis Stuttgart“ und ist

Rechtsnachfolger der dann aufgehobenen Kirchenbezirke. Der
Versuch einiger Synodaler des Gesprächskreises „Lebendige
Gemeinde“ um Pfarrer Werner Schmückle (Stuttgart), die dann
neue Kirchenkreissynode in Urwahl wählen zu lassen, fand mit 23
Ja-, 46 Neinstimmen und 14 Enthaltungen keine Mehrheit in der
Synode.

Rainer Müller: Der Kirchenkreis 
ist nichts anderes als ein großer
Kirchenbezirk.
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Der Vorsitzende des Ausschusses für Kir-
che, Gesellschaft und Öffentlichkeit, Hart-
mut Hühnerbein, sagte, der Wert des Lebens
scheine in unserer Gesellschaft keine
Verbindlichkeit mehr zu haben, wenn das
Leben im Wachsen zur Disposition stünde.
Hühnerbein stellte klar, dass die Kirche
nicht nur christlich-ethische Positionen
beziehen könne, sondern auch den Betroffe-
nen praktische Hilfen anbieten müsse. Nur
so wäre Kirche glaubhaft und könne als
politischer Lobbyist auftreten. Auch müsse
Kirche verstärkt nach innen und außen
sprachfähig werden. In allen Bereichen des
kirchlichen Lebens sollten die haupt- und
ehrenamtlichen Mitarbeitenden geschult
werden und die Position der Kirche zur
Würde des Menschen und zum Schutz des
Lebens darstellen können: „Unsere Gemein-
deglieder, jeder mit seinen Möglichkeiten,
muss eigentlich Anwalt des Wertes Leben
sein“, so Hühnerbein. 
Annegret Braun von der Beratungsstelle für
Pränatale Untersuchung und Aufklärung
(PUA) machte in ihrem Bericht vor der
Synode deutlich, dass viele Frauen durch
die erweiterten Möglichkeiten der vorge-
burtlichen Untersuchungen immer mehr
verunsichert würden, da die Ärzte aus
Furcht vor Regressansprüchen sich so weit
als möglich absicherten. Oft fänden Unter-
suchungen statt, die die Frauen gar nicht
wollten. Die Freude über eine Schwanger-
schaft würde so zur Angst vor einer Krank-
heit verkehrt.
Prälat Martin Klumpp stellte die Schwierig-
keiten der Menschen dar, die weit reichende
Entscheidungen für andere Menschen bei
deren Lebensende treffen müssen. Ange-
hörige wären oft gezwungen, ethisch und
menschlich schwierigste Entscheidungen
für die Pflege und das Leben und Sterben
schwer erkrankter Menschen zu fällen.
In der anschließenden Diskussion wurden
Teile der Entschließung vor allem vom Ge-
sprächskreis „Offene Kirche“ kritisiert. Das
Papier formuliere Konsequenzen, die in
ihrer Schärfe Menschen eher noch mehr
verletzten, als ihnen seelsorgerliche Ent-
scheidungshilfe zu sein.  

Der Synodale Immanuel Nau (Schwäbisch
Gmünd) wünschte die Streichung des Satzes
„Abtreibung bedeutet die Tötung eines
Menschen.“ Der Streichung wollte aber eine
Mehrheit der Synode nicht folgen. Aller-
dings wurde dieser Satz in den Beratungen
durch einen Zusatz ergänzt: „Daraus er-
wachsen für uns eine Fülle von seelsorgerli-
chen Herausforderungen. Auch schuldig
Gewordene brauchen unseren Zuspruch.“ 
Otto Schaude (Reutlingen) dagegen erklär-
te, gerade heute sei ein klares Wort zu die-
sem Thema in der Gesellschaft gefragt und
lobte das „Gewissen bildende Wort“. 
Gitta Klein (Remshalden) betonte, dass nicht
immer nur die Mütter bei einer Abtreibung
zur Verantwortung gezogen werden sollten,
sondern auch die Väter. Die Synodale warf
der medizinischen Forschung vor, den Wert
eines Menschen immer nur so zu definieren,
wie es der Forschung zuträglich sei. 
Barbara Hering vom Gesprächskreis „Kir-
che für morgen“ signalisierte die Zustim-
mung des Gesprächskreises, weil die Ent-
schließung den biblischen Wert des mensch-
lichen Lebens klar zum Ausdruck bringe
und weil sie der Überzeugung seien, dass
Kirche diesen Wert in der Öffentlichkeit
vertreten müsse. 

Der theologische Dezernent im Oberkir-
chenrat, Heiner Küenzlen, brachte die
Einigkeit von Oberkirchenrat und Synode
bei diesem Thema zum Ausdruck. Er sagte
in seiner Stellungnahme: „Gott ist ein
Freund des Lebens. Das motiviert und setzt
uns in Bewegung. Aber Gott ist auch der
Herr des Lebens. Das lässt uns auch alle
demütig zurücktreten, auch in unseren
Aussagen. Daher auch die Aussage, dass wir
uns nicht zum Herrn über die Gewissen von
Frauen und Männern machen dürfen.“ 
Einige Synodale zeigten sich persönlich be-
troffen. Sie seien selbst schon mit der Frage
„Abtreibung ja oder nein“ konfrontiert wor-
den. Die Notwendigkeit einer christlich-
ethischen Orientierung in einer Gesellschaft
mit vielen, sehr unterschiedlichen Möglich-
keiten hat die Synode aufgegriffen und mit
dieser Entschließung deutlich gemacht.
Als erste Konsequenz nach der Annahme
der Entschließung hat die Synode eine Bitte
an den Oberkirchenrat und das Diakonische
Werk Württemberg beschlossen, die Finan-
zierung der Beratungsstelle Pränatale
Untersuchung und Aufklärung (PUA) wei-
terhin im bisherigen Umfang durch Mittel
der Landeskirche und des Diakonischen
Werks und möglichen Drittmitteln sicherzu-
stellen. In den Redebeiträgen unterstrichen
die Synodalen die Forderung des Antrags
und die Wichtigkeit der Arbeit. Der Antrag
wurde mit großer Mehrheit gebilligt. 
Ein weiterer Antrag, dass der Themenbe-
reich „christliches Menschenbild“ als Quer-
schnittsthema in Aus- und Fortbildungsver-
anstaltungen in allen Bereichen der Landes-
kirche zu verankern sei und die dazu not-
wendigen Materialien vom Oberkirchenrat
zu erstellen seien, wurde ebenso abgelehnt
wie der Auftrag an das Diakonische Werk,
einen „Beratungsführer von A bis Z“  zu er-
stellen.  Zu letzterem konnte die Vertreterin
des Diakonischen Werks Württemberg,
Heike Baehrens, berichten, dass alle Bera-
tungsstellen im Internet bereits auffindbar
seien und die persönliche Beratung bei den
Diakonischen Bezirksstellen und den ande-
ren Beratungsstellen nicht durch einen
schriftlichen Führer zu ersetzen sei. 

beraten und beschlossen 3/2004

Menschliches Leben hat Vorrang vor anderen Interessen
Synode beschließt Handreichung zum Schutz des Lebens

Die Landessynode hat mehrheitlich eine Entschließung zur Würde
des Menschen und zum Schutz des menschlichen Lebens beschlos-
sen. Dieses Dokument stellt das menschliche Leben über jegliche

andere Interessen. Auch Embryonen außerhalb des Mutterleibes,
so die Entschließung der Synode, seien in diesen Schutz mit einge-
schlossen.

Hartmut Hühnerbein: Wert des
Lebens scheint in unser Gesell-
schaft keine Verbindlichkeit mehr
zu haben, wenn das Leben im
Wachsen zur Disposition steht.
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In seinem Bericht informierte Hühnerbein
über die Vorbereitungen zu diesem Thema,
das schon in den Planungen auf große
Resonanz stoße: „Familie ist ein Quer-
schnittsthema. Es ist ein Modellfall für die
Generationenfrage, die uns heute bewegt
und die uns auch auf der EKD-Synode
bewegt hat.“ Dazu sind verschiedene Veran-
staltungen und Workshops geplant, die den
Schwerpunkttag auf der nächsten Synodal-
tagung maßgeblich mitbestimmen und wei-
terentwickeln sollen. 
„Wir haben uns ein Dreivierteljahr mit die-
sem Thema beschäftigt“, erläuterte der
KGÖ-Vorsitzende, um das Thema aus unter-
schiedlichen Blickwinkeln zu reflektieren.
Dieser Prozess solle auch in den synodalen
Schwerpunkttag münden. Wichtige Bau-

steine dafür seien eine Umfrageaktion in
fünf Kirchenbezirken sowie die Durch-
führung von Workshops in den vier ver-
schiedenen Prälaturen. Diese, berichtete
Hühnerbein weiter, würden die Grundlage
für Thesen zu christlich-ethischen Aspekten
zum Thema Familie bilden, die von der
Sommersynode verabschiedet werden 
sollen. 
Zugleich solle am Schwerpunkttag auch die
Preisverleihung des vom Landesbischof
ausgeschriebenen Wettbewerbs „Familien-
freundliche Gemeinde“ stattfinden. Damit
„können wir auch unseren Beitrag für dieses
Internationale Jahr der Familie leisten“, so
der KGÖ-Vorsitzende. Er lud alle dazu ein,
das Thema in den Gemeinden weiterzuent-
wickeln und lebendig mitzugestalten.

Was macht Familie stark?
Schwerpunkttagung im Sommer: „Zukunftsmodell Familie“

Die kommende Sommersynode 2005 wird sich, in Abstimmung mit dem Ältestenrat, mit
dem Schwerpunktthema „Zukunftsmodell Familie“ befassen, so Hartmut Hühnerbein,
Vorsitzender des Ausschusses für Kirche, Gesellschaft und Öffentlichkeit (KGÖ).

Bezahlung nach
Leistung
„Landeskirche und Diakonie sind dabei, die
Weichen für ein modernes Arbeits- und Ver-
gütungsrecht für Kirche und Diakonie zu
stellen“, so Oberkirchenrat Erwin Hartmann
über den Zwischenstand der Reformen zum
kirchlich-diakonischen Arbeitsrecht. Dem-
nach soll die Vergütung künftig stärker auf-
gaben- und leistungsbezogen erfolgen und
eine Arbeitszeitflexibilisierung den Bedürf-
nissen der Einrichtungen und Dienststellen
mehr entgegenkommen. Zudem sollen Kün-
digungen nicht mehr ausgeschlossen sein.
Die Reformen des Arbeitsrechts orientieren
sich an den Reformprozessen zur Änderung
des BAT im öffentlichen Dienst. Es sei sinn-
voll, sich bei den Reformen an denen des
öffentlichen Dienstes zu orientieren, da
Kirche, Diakonie und Kommunen zahlreiche
Einrichtungen wie Kindergärten, Sozial-
stationen und Beratungsdienste gemeinsam
betreiben. Neben dem neuen Tarifrecht be-
schäftigt sich die Arbeitsgruppe, die sich aus
Vertretern von Kirche und Diakonie zusam-
mensetzt, mit Möglichkeiten, wie rechtlich
selbstständige Einrichtungen wirtschaftlich
tragfähige Strukturen entwickeln können.

Haushaltsordnung
geändert 
Einstimmig hat die Synode die Haushaltsord-
nung präzisiert. Demnach gehört zum Ver-
mögensgrundstock das Vermögen, das histo-
risch diesem Bestand zuzurechnen ist. Ferner
zählt dazu Grundvermögen, sofern es nicht
für einen vorübergehenden Zweck beschafft
worden ist, sowie Substanzerhaltungsrückla-
gen und Veräußerungserlöse. Zusätzlich sol-
len dem Vermögensgrundstock der wesent-
liche Teil von Erbschaften und Schenkungen
ohne besondere Zweckbestimmung zuge-
führt werden. Bei diesen sollen künftig nicht
mehr als 30.000 Euro in den Haushalt flie-
ßen. Große Vermögen sollen weiterhin dem
im Bestand geschützten Vermögen zugeführt
werden. Neu ist die Möglichkeit, dass darü-
ber hinaus bis zu 50.000 Euro verwendet
werden können, um eine Substanzerhaltungs-
rücklage schneller abzulösen, so der Rechts-
ausschussvorsitzende, Rainer Müller. Er-
haltungsmaßnahmen können künftig aus dem
Grundstock finanziert werden, sofern zum
Grundstück Gebäude zählen, eine Finanzie-
rung aus dem laufenden Haushalt nicht mög-
lich  ist und ein glaubwürdiges Konzept über
die weitere Finanzierung vorliegt.
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